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Köln, 9. September 2026 

Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) 

[Anrede der zuständigen Referatsleitung / des zuständigen Staatssekretariats] 

[Anschrift] 

Stellungnahme des BDVT e.V. zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
und Entbürokratisierung des Fernunterrichts (Abschaffung des FernUSG) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BDVT e.V., Der Berufsverband für Training, Beratung und Coaching, vertritt seit über 60 Jahren die 
Interessen von Trainerinnen und Trainern, Beraterinnen und Beratern sowie Coaches im 
deutschsprachigen Raum. Als ältester Berufsverband dieses Berufsfeldes setzen wir uns für hohe 
Qualitätsstandards in der beruflichen Aus- und Weiterbildung ein.Ebenso für Rahmenbedingungen, 
unter denen unsere Mitglieder ihre Angebote rechtssicher, wirtschaftlich tragfähig und im Interesse 
der Lernenden gestalten können. 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Modernisierung und Entbürokratisierung des Fernunterrichts, der die vollständige Streichung der §§ 1 
bis 26 FernUSG zum 1. Juli 2027 sowie das endgültige Außerkrafttreten des Gesetzes zum 30. Juni 
2028 nach einem einjährigen Übergangszeitraum mit einem bedarfsorientierten 
Bescheinigungsverfahren vorsieht. Das Vorhaben ist auf der Website Ihres Hauses als laufendes 
Gesetzgebungsvorhaben (Stand 27.08.2026) dokumentiert. 

Quelle: Gesetz zur Modernisierung und Entbürokratisierung des Fernunterrichts – BMBFSFJ 

Mit dieser Stellungnahme unterstreicht der BDVT ausdrücklich das gemeinsame Positionspapier 
zahlreicher Verbände und Unternehmen der Weiterbildungsbranche vom 3. September 2026, das die 
sofortige und vollständige Abschaffung des Fernunterrichtsschutzgesetzes fordert. Der BDVT ist 
Unterzeichner dieses Papiers, begrüßt die im Entwurf vorgesehene Streichung des Anzeige- und 
Zulassungsverfahrens ausdrücklich und möchte die zentralen Argumente aus Sicht unseres 
Berufsstandes ergänzend unterstreichen sowie auf einen aus unserer Sicht bislang ungeklärten Punkt 
hinweisen. 

1. Das FernUSG erschwert die Arbeit unserer Mitglieder, ohne Lernende besser zu schützen 

Ein erheblicher Teil unserer Mitglieder bietet heute ganz oder teilweise digitale Lernformate an. Für 
sie bedeutet das FernUSG in seiner jetzigen Form: ein langwieriges, kostenintensives 
Zulassungsverfahren bei der ZFU, ein Verkaufsverbot während der oft monatelangen Prüfung und 
erhebliche Rechtsunsicherheit bei der Frage, wann ein Angebot überhaupt zulassungspflichtig ist. 
Gleichzeitig sind die Schutzinteressen der Teilnehmenden längst über das allgemeine 
Verbraucherrecht abgedeckt. Das Gesetz schafft damit doppelte Strukturen, ohne einen erkennbaren 
zusätzlichen Nutzen für Lernende zu erzeugen. 

2. Qualitätssicherung ist Aufgabe der Profession, nicht der Einzelzulassung 

Der BDVT steht dafür, dass Qualität in Training, Beratung und Coaching nicht durch ein behördliches 
Einzelzulassungsverfahren entsteht, sondern durch die Professionalität der Anbietenden, durch 
anerkannte Aus- und Weiterbildungsstandards sowie durch die Selbstverpflichtung unserer Mitglieder 
auf unseren Ethikkodex. Ein Gesetz, das jeden einzelnen Kurs unabhängig von der Qualifikation der 
Anbietenden prüfen will, bildet diese Realität nicht ab und bindet zugleich Kapazitäten, die anderswo, 
etwa in der tatsächlichen Qualitätsentwicklung, deutlich wirksamer eingesetzt wären. 
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3. Wettbewerbsnachteil für seriöse, im Inland ansässige Anbietende 

Viele unserer Mitglieder sind Solo-Selbstständige oder kleine und mittlere Unternehmen. Sie tragen 
den administrativen und finanziellen Aufwand der ZFU-Zulassung, während Anbieter mit Sitz im 
Ausland faktisch kaum belangt werden können. Das FernUSG benachteiligt damit gerade die 
Anbietenden, die sich rechtstreu verhalten. Ein Zustand, der dem eigentlichen Ziel des Gesetzes 
widerspricht und dem wir aus berufspolitischer Sicht klar entgegentreten. 

4. Der Normenkontrollrat hat die Notwendigkeit einer grundsätzlichen Prüfung bereits bestätigt 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im November 2025 erstmals in seiner Geschichte die 
vollständige Abschaffung eines bestehenden Gesetzes empfohlen, die des FernUSG. Diese 
Einschätzung deckt sich mit der Erfahrung unserer Mitglieder aus der praktischen Anwendung. Eine 
bloße Modernisierung, die am Prinzip der Einzelzulassung festhält, würde die beschriebenen 
Probleme nicht lösen. 

5. Umsatzsteuerliche Anschlussregelung fehlt im Referentenentwurf 

Nach geltendem Recht ist die Zentralstelle für Fernunterricht (ZFU) die „zuständige Landesbehörde“ 
im Sinne des § 4 Nr. 21 Buchst. a Doppelbuchst. bb UStG. Nur ihre Bescheinigung ermöglicht 
Anbietenden zulassungspflichtiger Fernlehrgänge derzeit den Zugang zur umsatzsteuerlichen 
Bildungsleistungsbefreiung. Der vorliegende Referentenentwurf sieht hierzu keine Anpassung des 
Umsatzsteuergesetzes vor: Artikel 2 ändert das Unterlassungsklagengesetz, das Berufsbildungsgesetz, 
das BAföG und das AFBG, das UStG bleibt jedoch unangetastet. 

Für die Übergangszeit bis zum 30. Juni 2027 mag die in § 27 Abs. 1 bis 4 des Entwurfs vorgesehene 
Bescheinigung der zuständigen Behörde als Nachweis fortgelten, soweit „nach anderen 
Rechtsvorschriften“, wozu auch § 4 Nr. 21 UStG zu zählen wäre, ein entsprechender Nachweis 
erforderlich ist. Nach dem endgültigen Außerkrafttreten des FernUSG zum 30. Juni 2028 fehlt jedoch 
eine gesetzliche Anschlussregelung, wer künftig die für die Umsatzsteuerbefreiung erforderliche 
Bescheinigung ausstellt und nach welchen Kriterien dies geschieht. Diese Lücke betrifft insbesondere 
unsere Mitglieder, die zulassungspflichtige Fernlehrgänge anbieten und sich bislang auf die 
ZFU-Bescheinigung gestützt haben. 

Der BDVT regt an, im weiteren Gesetzgebungsverfahren klarzustellen, welche Stelle nach Wegfall der 
ZFU die Funktion der „zuständigen Landesbehörde“ nach § 4 Nr. 21 UStG übernimmt, etwa durch 
Übertragung auf die ohnehin für Bildungsleistungen zuständigen Landesbehörden und eine 
entsprechende Änderung des Umsatzsteuergesetzes in das Gesetzespaket aufzunehmen. Andernfalls 
droht für die Zeit nach dem 30. Juni 2028 eine vermeidbare Rechtsunsicherheit bei der 
Umsatzsteuerbefreiung von Bildungsleistungen, die dem eigentlichen Ziel des Entwurfs, 
Bürokratieabbau und Rechtsklarheit, entgegenliefe. 

Hinweis: Über die Zuständigkeitsfrage hinaus weisen wir auf einen weiteren, praxisrelevanten Effekt 
hin. ZFU-zugelassene Fernlehrgänge sind zwingend umsatzsteuerfrei anzubieten, anders als bei 
Privatlehrenden, denen hier ein Wahlrecht zusteht. Ist ein Mitglied grundsätzlich 
vorsteuerabzugsberechtigt, führt diese Zwangsbefreiung dazu, dass der Vorsteuerabzug im 
entsprechenden Verhältnis anteilig entfällt: Eingangsleistungen, die dem umsatzsteuerfreien 
Kursangebot zuzurechnen sind, berechtigen nicht mehr zum Vorsteuerabzug. Die vermeintliche 
Steuerbefreiung kann so im Ergebnis zu einer höheren Kostenbelastung führen als eine reguläre, 
umsatzsteuerpflichtige Leistungserbringung mit vollem Vorsteuerabzug. Der BDVT bittet darum, 
diesen Verzerrungseffekt bei der Neuregelung zu berücksichtigen und Anbietenden von 
Fernlehrgängen ein Wahlrecht zur Umsatzsteuerbefreiung einzuräumen, statt sie hierzu faktisch zu 
verpflichten. 
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Unsere Forderung 

Der BDVT schließt sich der Forderung des gemeinsamen Positionspapiers an: Wirtschaft, Industrie 
und Verbändelandschaft stehen geschlossen für die vollständige, sofortige Abschaffung des FernUSG 
zugunsten des bestehenden, wirksamen allgemeinen Verbraucherschutzrechts. Regelungen des 
FernUSG, die tatsächlich über das BGB hinausgehen, sollten im Zuge der Abschaffung in das 
allgemeine Verbraucherrecht überführt werden. Ergänzend bittet der BDVT darum, die 
umsatzsteuerliche Anschlussregelung im weiteren Verfahren zu klären und das UStG entsprechend 
anzupassen. 

Der BDVT dankt für die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der Verbändeanhörung 
und steht für den weiteren fachlichen Dialog mit der Politik gerne zur Verfügung. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Nicole Kloppenburg​
Beiratsvorsitzende ​
​
Henrik Trenkel​
Präsident​
​
Alexandra Link​
Vizepräsidentin Ressort Politik 
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